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2 Abänderung der Polizeiverordnu 
über die Einrichtung A 885 von Auf, 
zügen (Fahrſtühlen) vom 8. Mat 1908. 

1 uf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (80S. S. 195) ſowie der 88 6, 12 und 15 
des Geſepes über die Bolizeivermaltung vom 11. März 
1850 (GS. S. 265) wird für den Umfang der 
Provinz Brandenburg mit Ausnahme der Stadt- 
kreiſe Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, Deulſch⸗ 
Wilmersdorf und Lichtenberg und der Landgemeinden 
Boxhagen⸗Rummelsburg und Stralau mit Zuſtimmung 
des Provinzialrats hierdurch verordnet, was folgt: 
8 1. Die Polizeiverordnung betreffend die Ein⸗ 
richtung und den Betrieb von Aufzügen (Fahr⸗ 
fühlen) vom 8 Mai 1908 (Amteblatt der Regierung 
Poisdam / Frankfurt a. O., Seite 254/116) erhält 
nachſtehende Abänderungen und Zuſätze: 

1. Abänderung des § 5 Abjag IV. 

„Ueber dem Fahrkorb in ſeiner höchſten normalen 
1 5 muß, ſofern er mit einer Decke verſehen 
Tag ange Höhe von mindeſtens 1 m vorhanden 
en. Von dieſer Vorſchrift find Bremefahrſtühle 


in kleinen Getreidemühlen und nicht betretbare kleine 


Aufzüge ($ 4 UI) ausgenommen. Muß d 
ſchacht der vorgeſchriebenen freien Höhe W 
die Dachfläche hinaus geführt werden, ſo wird dieſes 
Maß auf die zuläſſige Gebäudehöhe nicht angerechnet.“ 
Zuſatz am Schluſſe des § 9 Abſatz J. 
„Von legterer Forderung kann bei nicht betretbaren 
kleinen Aufzügen (8 4 II) abgeſehen werden, wenn 
durch geeignete Mittel eine zu hohe Belaſtung der 
beim Abſturz bedrohten Gebäudeteile vermieden wird“. 


ſchlachtungen S. 57. — Fleiſch⸗ ꝛc. Ein⸗ und Ausfuhr 
(Oeſterreich) S. 57. — Ortsliſten ꝛc. der Vieh⸗ 
zählungen S. 57. — Markt⸗ und Ladenpreiſe f. Fe- 
bruar S. 58. — Hufſchmiedeprüfungskommiſſion 
S. 60. — Dampfkeſſelüberwachung (Landsberg a. W.) ꝛc. 
S. 60. — Barbier⸗ ꝛc. Zwangsinnung in Soldin 
S. 60. — Staatsanleihe⸗Zinsſcheine ꝛc. S. 60. 


3. Abänderung des § 11 Abſatz III. 

„Auf nicht beiretbare kleine Aufzüge (8 4 II)), 
Bremsfahrnühle in kleinen Gerreidemühlen und 
Ablaßvorrichtungen finden die Benimmungen der 
Abſätze I und II keine Anwendung, ſoſern der Fahr⸗ 
korb bei gelöſter Bremſe durch das Gewicht der 
Laſt bewegt wird.“ 

4. Abänderung des § 14 Abſatz II. 

„Die Fahrſchachttüren müſſen durch die Steuerung 
zwangsweise unter Verſchluß gebracht werden und 
dürfen ſich nur“ (u. ſ. w. wie bisher). 

5. Abänderung des § 15 Abſaß II. 

Im vorletzten Satze ſind die Worte zu ſtreichen: 
„von denen die eine ſelbſitälig fein muß.“ 

6. Abänderung des 8 22. 

„Für die Berechnung der Seile, Gurte oder 
Ketien gelten die Vorſchriften des 8 13 II mit der 
Maßgabe, daß die auf jedes Seil entfallende, aus 
Zug- und Biegungsſpannung zuſammengeſetzte Geſamt⸗ 
beanſpruchung nicht mehr als ein Fünftel der Bruch⸗ 
fenigfeit betragen darf.“ 

7. Abänderung des § 24. 


„Sieuerungsvorrichiungen der Aufzüge müſſen 
außerhalb des Fahrſchachis derart angevracht werden, 
doß fie nicht vom Förderkorb aus betätigt werden 
können. Von dieſer Vorſchrift find nicht betrethare 
kleine Aufzüge ($ 4 II) bis zu 50 kg. Trag⸗ 
täh'gfeit und Bremsfahrhühle in kleinen Getreide⸗ 
müglen ($ 21) ausgenommen, letzterer inſoweit. 
als auf ihnen das Mitfahren eines Führers nach 
den Vorſchriften der Berufsgenoſſenſchaft erlaubt iſt.“ 

e des 8 12 

„Handwinden mii Lüftungsbre mit 
ſtillſtehenden Kurbeln zu verſehen.“ e 
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8. 


9. Druckfehlerberichtigungen. 
a) Im § 25 Abſaß 1 iſt im zweiten Satze 
„Hubbegrenzung“ ſtatt „Hubbewegung“ zu leſen. 
b) Im 8 33 Abſatz II iſt im dritten Satze „Fahr⸗ 
ſchachtoerſchlüſſe“ ſtatt „Fahrſchachtapſchlüſſe“ zu leſen. 
e) Im 8 39 Abſatz I iſt hinter „zur Beſeitigung 
erheblicher“ unter Wegfall des Kommas einzuſchalten: 
„Gefahren für“ 
§ 2. Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem Tage 
ihrer Verkündigung in Kraft. 
Potsdam, den 17. Februar 1910. 
O. P. 2789. Der Oberpräſident. (I Bg. 701.) 
In Vertretung: von Winterfeldt. 
129. Polizeiverordnung über die Schlacht⸗ 
vieh⸗ u. Fleiſchbeſchau bei Hauseſchlachtungen. 
Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195), der 88 6, 12 und 15 des Ge⸗ 
ſetzes über die Polizei erwaltung vom 11. März 1850 


(G.⸗S. S. 265) in Verbindung mit $ 24 des Ge⸗ 


ſetzes über die Schlachtoieh⸗ und Fleiſchbeſchau vom 
3. Juni 1900 (R.⸗G.⸗Bl. S. 547) und § 13 des 
Ausführungsgeſetzes zu dieſem Geſetze vom 28. Junt 
1902 (G.⸗S. S. 229) wird unter Zuſtimmung des 
Provinzlalrats für den Umfang der Provinz 
Brandenburg folgendes angeordnet. 

§ 1. Rindvieh im Alter von 3 Monaten und 
darüber unterliegt auch dann, wenn das Fleiſ v 
ausſchließlich im eigenen Haushalte des Beſißers 
zum Genuße für Meuſchen verwendet werden ſoll, 
in allen Fällen vor und nach der Schlachtung einer 
amtlichen Unterſuchung nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften des vorbezeichneten Geſetzes und der dazu 
erlaſſenen Ausführungsveſtimmungen. 

8 2. Für Zuwider handlungen gegen dieſe Ver⸗ 
ordnung gelten die Strafbeſummungen der 88 26 
bis 28, insbeſondere des § 27 Nr. 2, 3 des Ge⸗ 
ſetzes über die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau vom 
3. Juni 1900. 

8 3. Dieſe Verordnung tritt mii dem Tage ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 

Potsdam, den 21. Dezember 1909. 


O. P. 16738. Der Oberpräſident. (I Bg. 745.) 
In Vertretung: von Winterfeldt. 
Negierungsprafident, 

(Regierung.) 

130. Polizeiverordnung 


betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln 
außerhalb der Apotheken. 

Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
„und des 8 137 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit 
Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes für den Re⸗ 
gierungsbezirk Frankfurt a O. folgendes verordnet: 

§ 1. Wer den Verkauf von Arzneimitteln außer⸗ 
halb der Apotheken betreiben will, hat in Zukunft 
zugleich mit der durch § 35 Abſ. 6 der Reichs⸗ 


gewerbeordnung (R.⸗G.⸗Bl. 1900 S. 871) vor⸗ 
geſchriebenen Anzeige einen Lageplan und eine genaue 
Angabe der Betriebsräume einſchließlich des Geſchäfts⸗ 
zimmers zu den Akten der Ortspolizeibehörde ein⸗ 
zureichen. 

Auch die Aufſtellung von ſogenannten Drogen⸗ 
ſchränken iſt genau anzugeben. 

Andere als die bezeichneten Räume dürfen weder 
als Beiriebs⸗ noch als Vorrat?» oder Arbeitsräume 
benutzt werden. In den Räumen dürfen, abgeſehen 
von Warenproben, nur Waren vorhanden ſein, die 
feilgehalten werden. 

§ 2. Sämtliche Betriebsräume müſſen geräumig, 
während der Benutzung genügend erhellt ſein und 
ebenſo wie die Behälter für Arzneimittel ſtets 
ordentlich und ſauber gehalten werden. 

§ 3. Die Vorräte von Arzneimitteln müſſen ſich 
in dichten feſten Behältern befinden, die mit feſten, 
gut ſchließenden Deckeln oder Stöpſeln verſehen ſind, 
oder, ſoweit ſie Schiebladen darſtellen, von feſten 
Füllungen umgeben find oder dichtſchließende Deckel 
beſitzen. 

Die Behälter ſind mit feſt an ihnen haftenden 
lateiniſchen und deutſchen Bezeichnungen in gleicher 
Schriftgröße, die dem Inhalt entſprechen, in halt⸗ 
barer ſchwarzer Schrift auf weißem Grunde zu ver⸗ 
ſehen. Bezeichnungen in anderen Sprachen ſind un⸗ 
zuläſſig. Zur Herſtellung der Bezeichnungen kann, 
ſofern es die bisher beſtehenden Polizeiverordnungen 
ſchon gestatteten, bereits vorhandenen Handlungen eine 
Uebergangszeit bis zum 31. Dezember 1912 ge⸗ 
währt werden; neue Einrichtungen ſind dagegen den 
Vezeichnungsvorſchriften ſogleich unterworfen. 

Arzneimittel, die lediglich für den Gebrauch in 
der Tierbehandlung als Heilmittel dem freien Ver⸗ 
kehr überlaſſen ſind, müſſen auf den Vorratsbehältern 
und Abgabegefäßen oder Umhüllungen über oder 
unter der ſonſtigen Aufſchrift mit dem deutlich les⸗ 
baren Vermerk „Tierheilmittel“ verſehen ſein. 

§ 4. Die Behälter find im Verkaufsraume wie 
in den Vorratsräumen nach dem lateiniſchen Alpha⸗ 
bet in Gruppen, die der Art der Behälter entſprechen, 
überſichtlich einreihig und von anderen Waren ge⸗ 
trennt zu ordnen. 

§ 5. Arzneimittel, die gleichzeitig als Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel dienen oder techniſche Verwendung 
finden, brauchen, wenn dieſer Verwendungszweck 
überwiegt, nicht wie Arzneimittel bezeichnet und dieſen 
nicht eingereiht zu werden. 

8 6. Veiſchiedene Arzneimittel in einem Behälter 
aufzubewahren, iſt verboten. Dagegen darf daſſelbe 
Arzneimittel in ganzer, zerkleinerter oder gepulverter 
Ware in geſonderten Fächern deſſelben Behälters 
aufbewahrt werden, und zwar auch in abgeteilten Mengen, 


falls die Ware in beſondere Umhüllungen oder in 


bezeichnete Papierbeutel eingeſchloſſen iſt. 
7. Auf den Umhüllungen oder Gefäßen, in 
denen die Abgabe von Arzneimitteln erfolgt, iſt ſpä⸗ 
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teſtens bei der Abgabe ber deulſche Name des darin 
abgegebenen Arzneimittels deutlich zu verzeichnen. 
Werden Arzneimittel in abgefaßter Form vorrätig 
gehalten, ſo müſſen ſie überſichtlich geordnet, ohne 
daß jedoch einreihige Aufſtellung erforderlich iſt, und 
vor Staub geſchützt aufbewahrt werden und auf 
jedem einzelnen Gefäß oder jeder ſonſtizen Packung 
die deutliche deutſche Aufſchrift des Inhaltes tragen. 

3 8. Die vorhandenen Arzneimittel müſſen echt, 
zum beſtimmungsmüßigen Gebrauch geeignet, nicht 
verdorben und nicht verunreinigt ſein. Unter Be⸗ 
zeichnungen, die im deutſchen Arzneibuch für Waren 
beſtimmter Art angeführt worden ſind, dürfen Waren 
anderer Art nicht feilgehalten, verkauft oder ſonſt 
9 8 überlaffen werden. 

Den Beſichtigungsbevollmächtigten ſteht das 
Recht der PH von 5 8 h 

$ 10. Auf Gejhäfte, die ausſchließlich Großhandel 
betreiben, finden die vorſtehenden Vorſchriften keine 
. 0 

„ Unberührt bleiben die Vorſchriſt 
Landespolizeiwerordnung vom 22. Nun 15 
treffend den Handel mit Giften (Med. Min Bl. S. 115). 

8 12. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung 
werden, ſoweit nicht nach den beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit 
einer Geldstrafe bis zu 60 Mark, im Falle des 
Unvermögens mit eulſprechender Haft beſtraft. 

8 13. Dieſe Polizeiverordnung tritt anſtelle der 
Polizeiverordnung betreffend den Vertehr mit Arznei⸗ 
mitteln außerhalb der Apotheken vom 2. März 1903 
(Amtsblatt Stück 10 Seite 63 und ff.) mit dem 
Tage der Verkündigung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 2. März 1910. 

Der Reglerungepräſident. 
In Verlretung: Keller. 


Für die Ausführung der Auffiht über die in 
Betracht kommenden Verkaufsſtellen wird auf An⸗ 
ordnung des Herrn Medizinalminiſters folgende 
Anweiſung erlaſſen: 

1. Verkaufsſtellen, in denen Arzneimittel, Drogen, 
Gifte oder giftige Farben feilgehalten werden, ſind 
nebſt den zugehörigen Vorrats⸗ und Arbeitsräumen, 
ſowie dem Geſchäftszimmer des Inhabers der Hand⸗ 
lung unvermuteten Beſichtigungen zu unterziehen. 

„Wenigſtens einmal jährlich, nach Bedorf aber auch 
häufiger, find zu beſichtigen alle Handlungen, in 
denen die genannten Waren allein oder vorzugs⸗ 
weiſe ſrilgehalten werden; ferner ſolche Verkaufs⸗ 
ſtellen, deren letzte Beſichtigungen gröbere Mängel 
ergeben haben oder deren Geſchäftsbetrieb das Vor⸗ 
handenſein von Vorſchriftswidrigkeiten vermuten läßt 
und endlich die Drogenſchränke. Bei kleineren 
Handlungen, namentlich bei ſolchen, in denen die 
genannten Waren nur vereinzelt neben anderen feil⸗ 
gehalten werden, keine Drogenſchränke vorhanden 
find und der Verdacht von Ordnungswidrigkeiten 


nicht vorliegt, darf ein Zeitraum von 2, ausnahms⸗ 
weiſe auch von 3 Jahren zwiſchen 2 Beſichtigungen 
liegen. 

2. Zu Beginn jeden Jahres haben die Orts⸗ 

polizeibehörden ſich mit dem zuſtändigen Kreisarzte 
darüber ins Einvernehmen zu ſetzen, welche Ver⸗ 
kaufsſtellen im Laufe des Jahres beſichtigt werden 
ſollen. Der ſtreng vertraulich zu behandelnde Be⸗ 
ſichtigungsplan darf beſtimmte Termine, an denen 
die Beſichtigungen im Laufe des Jahres ſtattfinden 
ollen, nicht feſtſetzen. ; 
3. Die Beſichtigungen erfolgen durch die Orts⸗ 
polizeibehörde unter Mitwirkung des Kreisarztes, 
der die Beſichtigung leitet. Auf deſſen Erfordern 
iſt zu der Beſichtigung größerer Handlungen von 
der Ortspolizeibehörde ein approbierter, nicht im 
Drogenhandel tätiger oder tätig geweſener Apotheker 
zuzuziehen. In geeigneten Fällen kann ſeitens der 
Ortspolizeibehörde von der Beteiligung des Kreis 
arztes an der Beſichtigung mit deſſen Einverſtändnis 
abgeſehen und ſtatt ſeiner ein approbierter nicht im 
Drogenhandel tätiger oder tätig geweſener Apotheker 
als Sachberſtändiger beteiligt werden. 

Beſichtigungen an Orten außerhalb ſeines Wohn⸗ 
ſitzes hat der Kreisarzt tunlichſt gelegentlich der An⸗ 
weſenheit aus anderweiter Veranlaſſung vorzunehmen. 

Ein Apotheker darf an dem Orte, in dem er eine 
Apothele beſitzt oder in einer ſolchen tätig iſt, an 
der Beſichtigung nur teilnehmen, wenn der Ort über 
20000 Seelen zählt; auch in ſolchen Orten iſt von 
der Mitwirkung eines dort geſckäftlich angeſeſſenen 
oder in einer Apotheke tätigen Apothekers in den 
Fällen abzuſehen, in denen die zu beſichtigende 
Handlung als Konkurrenzgeſchäft für deſſen Apo⸗ 
theke zu betrachten iſt. 

4. Ueber die Beſichtigung iſt unter Zuziehung 

des Geſchäftsinhabers oder ſeines Beauftragten an 
Ort und Stelle eine Niederſchrift aufzunehmen, von 
welcher dem Geſchäftsinhaber bei Antrag koſten⸗ 
pflichtig Abſchrift zu erteilen iſt. 
5. Die Entſcheidung darüber, ob den zur Tra⸗ 
gung einer Uniſorm verpflichteten Polizeibeamten für 
die Mitwirkung bei der Beſichtigung die Anlegung 
von Zivilkleidern aufzuerlegen oder zu geſtatten iſt, 
wird dem Ermeſſen der Ortspolizeibehörde überlaſſen. 
Die Polizeibehörde wird zweckmäßig durch Hülfs⸗ 
beamte der Staatsanwaliſchaft vertreten werden, um 
erforderlichenfalls ſofort Beſchlagnahmen ausführen 
zu können. 

6. Bei der Beſichtigung iſt feſtzuſtellen: 

a) ob der Betrieb nur in den der Polizeibehörde 
angezeigten Räumen ſtattfindet. Die Durch⸗ 
ſuchung anderer Räume darf nur unter Be⸗ 
obachtung der Vorſchriften der 88 102 und ff. 
der Reichsſtraſprozeßordnung erfolgen, 

b) ob die Beſtimmungen der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung betreffend den Verkehr mit Arznei⸗ 
mitteln vom 22. Oktober 1901 (R.⸗G.⸗Bl. 
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S. 380) innegehalten finb, insbeſondere, ob 
etwa in den Nebenräumen, namentlich der 
Drogenhandlungen, Arzneien auf ärztliche An⸗ 
ordnungen angefertigt werden, 

ob die Aufbewahrung der Gifte und der Ver⸗ 
kehr mit denſelben den Vorſchriften der Polizei⸗ 
verordnung über den Handel mit Giften vom 
22. Februar 1906, Min. Bl. für Medizinal⸗ 
angelegenheiten Seite 115, entſprechen. Auch 
die Konzeſſion zum Gifthandel iſt einzusehen 
und das Giftbuch nebſt Giftſcheinen auf ord⸗ 
nungsmäßige Führung zu prüfen, 

die Beſichtigung hat ſich ferner auf die Auf⸗ 
ſtellung und Aufbewahrung ſämtlicher Arznei⸗ 
mittel, der indirekten Gifte und der giftigen 
Farben und Trennung der arzneilichen Stoffe 
von den Nahrungs⸗ und Genußmitteln zu er⸗ 
ſtrecken, 

auch iſt feſtzuſtellen, ob die vorgeſchriebenen 
Sondergeräte für die Gifte und differenten 
Mittel (Wagen, Löffel, Mörſer) vorrätig, ge⸗ 
hörig bezeichnet und ſauber gehalten ſind. Prä⸗ 
zifterte Wagen und Gewichte ſowie beſondere 
Wagen für unſchädliche Arzneimittel ſind nicht 
erforderlich. 

Die Vorſchriften der Polizeiverordnung über den 
Handel mit Giften vom 22. Februar 1906, Min. Bl. 
f. Med. Ang. Seite 115, bleiben für die Bezeich⸗ 
nung der Gefäße ſowie auch im übrigen unberührt. 

7. Bei der Beurteilung der Güte der Waren in 
denjenigen Handlungen, in denen Arzneiſtoffe feil⸗ 
gehalten werden, find nicht fo ſtrenge Anforderungen 
zu ftelfen, wie in der Beſchaffenheit der Arzneiſtoffe 
in Apotheken. 

8. Vorſchriftswidrige Waren ſind mit zu Pro⸗ 
tokoll gegebener Zuſtimmung des Geſchäftsinhabers 
oder ſeines Vertreters zu vernichten, falls die Zu⸗ 
ſtimmung verſagt wird, ſind ſie in geeigneter Weiſe, 
3. B. durch amtliche Verſiegelung, bis zur richter⸗ 
lichen Entſcheidung aus dem Verkehr zu ziehen. 

In dem Strafverfahren iſt für den Fall der Ver⸗ 
urteilung die Einziehung der vorſchriftswidrigen 
Ware nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen 
zu beantragen. 

Für die Beſeitigung kleiner offenbar auf Un⸗ 
wiſſenheit beruhender Mängel, geringer Unordnung 
und Unſauberkeit in den Verkaufs⸗ und Nebenräumen 
hat die Polizeibehörde unter Hinweis auf den Be⸗ 
fund der Beſichtigung Sorge zu tragen Gröbere 
Verſtöße, erhebliche Unordnung und Unſauberkeit 
ſind ernſtlich zu rügen und im Wiederholungsfalle 
zur Beſtrafung zu bringen. 

Wegen der Uebertretung der Vorſchriften der 
Kaiſerlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 
und der Pol.⸗Verord. über den Handel mit Giften 
vom 22 Februar 1906, Min. Bl. f. Med. Ang. 
S. 115, hat die Polizeiverwaltung auf Grund des 
Geſetzes vom 23. April 1888, Gef. S. S. 65, in 
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Verbindung mit der Ausführungsanweiſung vom 
8. Juni desſelben Jahres, Min. Bl. f. d. Innere 
Verw. S. 152, die Strafe feſtzuſetzen, wenn nicht 
nach Beſchaffenheit der Umſtände eine die Zuſtändig⸗ 
keit der Ortspolizei überſchreitende Strafe angemeſſen 
erſcheint, in welchem Falle die gerichtliche Verfolgung 
durch den Amtsanwalt zu veranlaſſen iſt. 

Mit beſonderer Strenge ſind Fälle der Anfertigung 
der Arzneien zu verfolgen; auch iſt gegebenenfalls 
auf Grund des $ 35 Abf. 4 der Gewerbeordnung 
für das Deutſche Reich (in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 26. Juli 1900, 
R. G.⸗Bl. S. 871) zu verfahren. 

9. Der Kreisarzt hat eine Zuſammenſtellung der 
unter ſeiner Leitung ſtattgehabten Beſichtigungen in 
Gemäßheit der Vorſchrift des § 55 der Dienſt⸗ 
anweiſung für die Kreisärzte vom 1. September 1909, 
Min. Bl. f. Med. Ang. S. 381, mit dem Jahres⸗ 
berichte einzureichen. 

Gelegentlich der Apothekenbeſichtigungen haben die 
Bevollmächtigten auch die hier gedachten Verkaufs⸗ 
ſtellen einer Beſichtigung nach vorſtehenden Grund⸗ 
ſätzen zu unterwerfen und die darüber aufgenommenen 
Verhandlungen mir einzureichen. 

10. Die durch die Beſichtigung der Verkaufs⸗ 
ſtellen uſw. entſtehenden Ausgaben find als Koſten 
der örtlichen Polizeiverwaltung zu betrachten und 
fallen denjenigen zur Laſt, welche dieſe Koſten nach 
dem beſtehenden Rechte zu tragen haben. 

11. Auf Geſchäfte, welche ausſchließlſich Groß⸗ 
handel betreiben, finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 


Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter erſuche ich, vorſtehende Polizeiverordnung 
nebſt Anweiſung öffentlich weiter bekannt zu machen, 
ſoweit Koſten für die Staatskaſſe nicht entſtehen. 
Die Verordnung vom 2. 3. 03 (Amtsbl. S. 63/1903) 
tritt außer Kraft (Vergl. Verf. vom 14. 3. 03, 
LA 1321 II). Hinſichtlich der Beaufſichtigung der 
Drogenſchränke bringe ich die Rundverfügung vom 
15. 8 1898, I A 5121, in Erinnerung. 

Frankfurt a. O, den 4. März 1910. 
I A 392. Der Regierungspräſident. 
131. Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinalangelegenheiten wünſcht wiederum 
darüber unterrichtet zu werden, welche beamtete und 
nicht beamtete Aerzte bereit find, ſich in dieſem Jahre 
auf einen an ſie ergehenden Ruf unverzüglich für 
die geſundheitliche Ueberwachung des Schiffahrts⸗ 
und Flößereiverkehrs zur Verfügung zu ſtellen. 
Unter Bezugnahme auf die Verfügung vom 2. 10. 
v. Is — Ch. 58 — erſuche ich die Herren Land⸗ 
räte und Oberbürgermeiſter, mir bis zum 
31. d Mts. eine Nachweisung nach untenſtehendem 
Muſter einzureichen 

1. Des Arztes Name und Wohnort. 

2. Angabe, ob a) Kreisarzt, b) kreisärztlich geprüft. 

3. Zeitdauer der Bereitwilligkeit. 
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5 Bemerkungen (insbeſondere Wünſche über die 
rt der Verwendung). 

1 Glantfurt a. O., den 4. März 1910. 

2. 10. Der Regierungspräfident. 
182 Nach § 3 Abſ 2 der unter dem 24. Juni 
2 38. erlaſſenen Prüfungsordnung für Kreis⸗ 
face ist Vorausſetzung für die Zulaſſung zur Prü- 


fung, daß der Kand j 
bation als Arft 3 nach Erlangung der Appro 


mindeſtens dreijährige praktiſche 
fachtechnifce Beſchäftigung nachgewieſen hat. 
eſe Bestimmung hat gemäß § 14 Nr. 4 des 
r de vom 27. Mär 1872 (Geſeßſamml. S. 272) 
Dr 180 ge, daß in Zukunft bei Penſionierung der 
Pr Zarzte, die ihre Prüfung nach der neuen 
Srufungsordnung abgelegt haben, außer der im 
Setra en le ein dreijähriger 
als penſionsfähige Di 
5 dae li fähige Dienſtzeit in Anrechnung 
rankfurt a. O., den 1. Mä 
2 n 1. März 1910. 


a Der Regierungspröſident. 
133. Die Herren Landräte und Sbefunrg et 
meiſter, fomie die Polizeiverwaltungen in 


Cüſtrin Finſterwalde Fürnenwalde, S 
‚ 7 7 id, 
e Schwiebus erſuche ich, u i en 


8. ar . 10 
nahme an N zultdelgen, wie hoch ſich die Ein 


| usfertigungsgebühren für äffe 
und Baffarten, hei welchen ein el 25 Pf. 
verwendet worden iſt, im Etatsjahr 1908 


Frankfurt a. O., den 4. März. 19 
A. 848. Der Negierungspräfident. 
134. Die duſtändigen Herren Land rate u. Ober⸗ 
bürgermeister mache ich darauf aufmerkſam, daß 
die von mir erlaſſene Polizeiverordnung vom 3. April 
1908 (A.⸗Bl. S. 79) betr. Beſchauzwang für Haus. 
ſchlachtungen, infolge der in der heutigen Amtsblatt⸗ 
nummer veröffentlichten Polizeiverordnung des Herrn 
Oberpräfidenten vom 21. Dezember 1909 außer 

Kraft tritt. 
Ich erſuche dies bekannt zu machen. 
Frankfurt a. O., den 1. März 1910. 
I Bg. 745. Der Reglerungspräſident. 
135. Auf Grund des Erlaſſes des Miniſters für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten vom 31. De⸗ 
gember 1909 — I A IIIe 7777/09 — (den Herren 
Landräten, Oberbürgermeiftern und Kreistierärzien 
am 12. Januar 1910 — I Bg 91 — mitgetellt) 
wird hierdurch zur öffentlichen Kenntnis gebracht, 
daß im Verkehr vom Deulſchen Reiche nach Oeſter⸗ 
reich: Ungarn und umgekehrt für folgende tieriſche 
Rohſtoffe und giftfangende Gegenſtände Urſprungs⸗ 
zeugniſſe gemäß Artikel 2 des deutſch⸗öſterreichiſch⸗ 
ungarischen Viehſeuchenübereinkommeng vom 
25. Januar 1905 „R.⸗G.⸗Bl. 1906 S. 287) bei⸗ 
gebracht werden müſſen: 
a) für friſches Fleiſch von Pferden, Rindvieh, 
Schweinen, Ziegen und Schafen, fofern es nicht 
im kleinen Grenzverkehr oder im Poſt⸗ und 
Relſeverkehr eingeführt wird, 


b) für friſche (rohe, grüne, nur angeſalzene, an⸗ 
a ln eln ene Häute und Felle. Trockene 

oder durchſalzene Häute und Felle unterliegen 
nicht der Zeu nispflicht, 

c) für rohe, nicht trockene Hörner, Hufe, Klauen 

und Knochen, falls fie nicht im Poſtverkehr ein⸗ 
geführt werden, 

d) für Därme, Schlünde, Magen und Blaſen von 
Vieh, die weder trocken noch geſalzen ſind, ſo⸗ 
welt ſie nicht im Poſtverkehr eingeführt werden, 

e) für Stalldünger, ſofern er nicht im Grenz⸗ 
verkehr eingeht. 

Die ene oe ſind nach nachſtehendem 

Muſter auszuſtellen: 

Urſprungszeugnis a 
für tleriſche Rohſtoffe und giftfangende Gegenſtände. 
(Gültig für 30 Tage). 
Herkunftsort) der Ware 
TS. ͤ ͤ FFF 

ST 
Bundesſtaat: Preußen. 
Name und Wohnort des Verſenders: 
Bezeichnung der Wa BT 
Zahl der Packſtücke 


Bestimmungsort ET 
Angabe des Weges bis zur Eintritteftation:.uccsß... 
eventuell: „ſiehe Frachtbrief“) 


Die Ortsbehörde: 
(Dienſtſtempel ))) :᷑ ᷑ 

Andere Rohſtoffe uſw. unterliegen bis auf wei⸗ 
teres der Verpflichtung zur Beibringung von Ur⸗ 
ſprungszeugniſſen nicht. 

Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter erſuche ich dies durch die zu amtlichen 
Veröffentlichungen benutzten Blätter oder in ſonft 
geeigneter Weiſe bekannt zu machen. 

Frankfurt a. O., den 2. März 1910. 

I Bg. 740. Der Regierungspräſident. 

) Als Herkunftsort gilt der Ort, wo die Gegen 
ſtände gewonnen werden; bei rohen Hörnern, Hufen, 
Klauen, Knochen, ſowie bei Stalldünger auch der 
Ort, wo die Gegenſtände zuſammengebracht werden; 
bei Fleiſch gilt als Herkunftsort der Schlachtort der 
Tiere, von denen die Ware ſtammt. 

136. Die Herren Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und des Innern haben gegen 
die Vernichtung der 10 Jahre zurückliegenden Kon⸗ 
troll⸗ und Ortsliſten der Vie hzäh lungen nichts ein- 
zuwenden. Vor der Vernichtung iſt jedoch ſtets das 
Einverſtändnis der Generalkommiſſion und der Land⸗ 
wirtſchaftskammer einzuholen. 

rankfurt a. O., den 4. März 1910. 

ID, 216. Der Regierungspräfident, 
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138. Nachweiſung der Durchſchnittspreiſe mit 
fünf vom Hundert Aufſchlag für guten Hafer, Heu 
und Richtſtroh für den Monat Februar 1910. 


8 Durchſchnittspreis 
5 Hanptmarktorte für 50 Kilogramm 
Ei und Kreiſe, „ 5 
8 iſe gel guten Richt⸗ 
8 für welche die Preiſe gelten Hafer | Heu ſtroh 


Cottbus 
Cottbus Stadt und Land, 
Guben Stadt und Land, 
Sorau, Forſt N.⸗L. Stadt, 
Calau, Lübben, Sprem⸗ 
berg, Luckau. 

Cüſtrin 

Königsberg Nm., Soldin. 2 

Frankfurt a. O. 8 57 
Frankfurt a. O. Stadt, ö 
Weſt⸗Sternberg. e 

. Fürſtenwalde 851 4 13 

Lebus. 


5.] Landsberg a. W. 8 72 
Landsberg Stadt und 
Land, Arnswalde, Friede⸗ 
berg Nm. 


Züll ich au 
Croſſen a. O., Oſt⸗Stern⸗ 
berg, Züllichau. | 

Frankfurt a. O., den 26. Februar 1910. 

Der Regierungspräſident. 


139. An Stelle des verſtorbenen Stabsveterinärs 
a. D. Brand habe ich den Kreistierarzt a D. Vete⸗ 
rinärrat Dalchow in Charlottenburg zum ftellv. Mit⸗ 
gliede der von mir für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirkes errichteten ſtaatlichen Kommiſſion zur Ab: 
haltung von Hufbeſchlagsprüfungen mit dem 
Sitze in Frankfurt a. O. und ferner zum ſtellvertretenden 
Mitgliede der Prüfungskommiſſionen an den Lehr⸗ 
ſchmieden zu Cottbus, Landsberg a. W. und Luckau 
ernannt. 
Frankfurt a. O., den 3. März 1910. 
1 Bg. 731. Der Regierungspräſident. 


140. I. Der Ingenieur von Bock beim Mär⸗ 
kiſchen Verein zur Prüfung u. Ueber wachung v. 
Dampfkeſſeln iſt mit der Stellvertretung des Ober⸗ 
ingenieurs im Bezirk der Nebenſtelle Landsberg a. W. 
beauftragt worden. 

H. Dem Ingenieur Minſſen vom Märkiſchen 
Dampfkeſſel⸗Ueberwachungsverein hier iſt das Rech! 
zur Vornahme der Abnahmeprüfung beweglicher 
Dampfkeſſel, der erſten Waſſerdruckprobe und Prü⸗ 
fung der Bauart ſowie der Waſſerdruckprobe nach 
einer Hauptausbeſſerung verliehen worden. Zugleich 
ermächtige ich denſelben als Sachverſtändigen für 
die Prüfung (Abnahme) von Dampffäſſern und 
Acetyienanlagen innerhalb des Regierungsbezirks. 

Frankfurt a. O., den 23. Februar 1910. 

I, Bg. 617/700. Der Regterungspräfident. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 53—60 a Bogen). 


141. Nachdem bei der Abſtimmung fih bie 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einſührung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Barbier⸗, Friſeur⸗ und Perrückenmachergewerbe, 
deren Bezirk den Kreis Soidin umfaßt, mit dem 
Sitze in Soldin und unter dem Namen „Barbier⸗, 
Friſeur⸗ und Perrückenmacherinnung (Zwangsinnung) 
zu Soldin“ errichtet werde. Von dem genannten 
Zeitpunkte ab gehören alle Gewerbetreibende, welche 
das bezeichnete Handwerk betreiben, dieſer Innung 
an. Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte 
die jetzige Barbier⸗ und Friſeurinnung (Freie 
Innung) in Soldin. 

Frankfurt a. O., den 3. März 1910. 

I. Bg. 791. Der Regierungspräſident. 
142. Die Zinsſcheine Reihe III Nr. 1 bis 20 zu 
den Schuldverſchreibungen der preußiſchen konſoli⸗ 
dierten 3½ /oigen Staats anlethe von 1890 über 
die Zinſen für die zehn Jahre vom 1. April 1910 
bis 31. März 1920 nebſt den Erneuerung sſcheinen 
für die folgende Reihe werden vom 1. März d. Js. 
ab ausgereicht, und zwar: durch die Kontrolle der 
Staatspapiere in Berlin SW. 68, Oranienſtr. 92/94, 
durch die Kgl. Seehandlung (Preuß. Staatsbank) 
in Berlin W. 56, Markgrafenſtr. 46 a, durch die 
Preuß. Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe in Berlin C. 2, 
am Zeughauſe 2, durch fämtliche preuß. Regierungs- 
Haupt⸗, Kreis⸗, Oberzoll⸗, Zoll⸗ und hauptamtlich 
verwaltete Forſtkaſſen, durch ſämtliche Reichsbank⸗ 
haupt⸗ und Reichsbankſtellen und ſämtliche mit 
Kaſſeneinrichtung verſehene Reichsbanknevenſtellen, 
ſowie durch diejenigen Oberpoſikaſſen, an deren 
Sitz ſich keine Reichsvankanſtalt befindet. Formulare 
zu den Verzeichniſſen, mit welchen die zur Abhebung 
der neuen Zinsſcheinreihe berechtigenden Erneuerungs⸗ 
ſcheine (Anweiſungen, Talons) den Ausreichungs⸗ 
ſtellen einzuliefern ſind, werden von dieſen unent⸗ 
geltlich abgegeben. Der Einreichung der Schuld⸗ 
verſchreibungen bedarf es zur Erlangung der neuen 
Zinsſcheine nur dann, wenn die Erneuerungsfcheine 
abhanden gekommen ſind. 

Berlin, den 22. Februar 1910. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

Die Herren Landräte und Oberbürger⸗ 
meiſter werden erſucht, vorſtehende Bekanmmachung 
durch die zu amtlichen Bekanntmachungen beſtimmten 
Blätter, ſoweit dies ohne Koſten für die Staatekaſſe 
geſchehen kann, verbreiten oder wenigſtens auf ſie 
hinweiſen zu laſſen. Die Regierungshauptkaſſe, 
die Kreiskaſſen und die hauptamtlich verwalteten 
Forſtkaſſen haben bei der Ausreichung der Zinsſcheine 
nach Maßgabe des Erlaſſes des Herrn Finanzminiſters 
vom 29. April 1907 — mitgeteilt unterm 4. Juni 
1907 — K 2118 — mitzuwirken. 

Frankfurt a. O., den 1. März 1910. 
198. Königliche Regierung. 


K. 


